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e 2 o eſchen ja und nein Das

Die

r ja und nein iſt kein Anterſchied. Auch das

Kabinett Luther wird das erfahren. Von wenigen
en hängt ſein Schickſal ab, vielleicht von einem ein

Mann, der gerade rechtzeitig am Schnupfen erkrankt
Verſchnupft aber ſind eigentlich alle. Der Kanzler

ange erwartete Regierungserklärung verleſen und
rſucht, als Geiſt über den Waſſern zu ſchweben,
er etwas unbequem und gefährlich iſt. Namentlich,

die anderen für den Geiſt und zumal dem Geiſt der
ng, kein Verſtändnis haben. Heftige Vorwürfe
n wie Kartätſchenfeuer in der geſamten Preſſe der
und Linken auf ihn nieder. Wie Schillers Mäd

s der Fremde, brachte er jedem eine Gabe dar, aberiſt man unbeſcheiden geworden und man ſieht nicht

oſe an, die der Kanzler wohlwollend dem einen in
r nd drückt, ſondern nur die Apfelſine, die er für den
n bereit hat. Man vergleicht und kommt regelmä
dem Ergebnis, daß man ſchlecht abgeſchnitten habe.

ei hat Luther ein ganzes Füll S des r
Wenn all di kündi.

weiß noch iemand welcher Bund mit des Ge
ichten geflochten wird.

chen ja und nein iſt kein Unterſchied. Völkiſche
muniſten waren mit ihren Mißtrauensanträgen
der Hand, nur die Deutſchnationalen zögerten

g. Sollten ſie ſich zu poſitiver Arbeit bekennen
ber auf Agitation und Reklame ſehen? Zuletzt

ten ſie ſich in Treue zu ihrer Vergangenheit und
n, daß Verantwortung eine Verleugnung ſei. Des
rſchienen ſie, wenn auch verſpätet, wie immer, mit

binettſtürzleriſchen Antrag. Ob ſie 50 oder 100-
dafür ſtimmen werden, weiß niemand. Sie ſelbſt

ch auch nicht. Zur Not bekommt Herr Hugenberg
ht wieder Herzſchwäche und bleibt auf irgendeinem

hof liegen, wie bei der Abſtimmung über das Dawes
chten. Das gute Herz will niemanden wehe tun. And
nan n Freundesarbeit getan, dann kann man umſo

n ſeinem Blatt Wochen hindurch ſpaltenlange Ar
egen das Geſetz ſchreiben, das man ſelbſt weder ange

e noch abgelehnt hat. Weiſe Vorſicht ehrt den

Noch unentſchloſſener ſind die Sozialdemokraten. Sie
tragen garnichts und behalten ſich alles vor. Man be
e Gefallen kann ihnen das Kabinett nicht, das un
ihrer negativen Mitwirkung zuſtande gekommen iſt,
ſtürzen. wollen ſie es auch nicht, denn dann käme mög
e eine Reichstagsauflöſung, und ſchließlich hat nie
d Luſt, Harakiri zu verüben. Auflöſung würde ver
ich keine Stärkung der Partei bedeuten. Je enger das
mmengehen mit den Kommuniſten wird, um ſo ſchwe
ällt es den Genoſſen, zwiſchen Herrn Hermann Müller
einem der Moskowiter zu unterſcheiden. Die Mitte
ſteht, wie einſt die dreihundert Spartaner unter
idas, es ſind leider nur einhundertundſiebzig, mit
hundert wäre die Mehrheitsfrage gelöſt, in dem Enge den Oppoſitionen rechts oder links. Mann

e ſie für ihre Sache kämpfen. Und ſollten ſie
gen, ſo iſt ihr Antergang rühmlicher, als der

mpf ihrer Gegner.
Die Grenzen auf der Linken verwiſchen ſich. Gemein
hat man das Volksbegehren beantragt und wird den
ſSentſcheid mit vereinten Kräften fördern. Jn dieſer
esehe zeigt ſich wieder, daß die beſſere Hälfte auch dieere iſt. Jn dem unſprünglichen Geſetzentwurf der So

emokraten war noch von Renten für die penſionierten
ken die Rede. Der gemeinſame Antrag iſt radikal.
t Entſchädigung And damit wollten vielleicht die
aldenrokraten in ihrer Klugheit den Kommuniſten ſo

und von hinten einen Dolchſtoß verſetzen. Sie
ſich wohl, daß ein Vorſchlag der Billigkeit auch
liche Stimmen auf ſich vereinigen und ſo zum Ziel

n könnte. Durch ſeine Radikaliſterung wird er nahe
üsſichtslos. Man ſoll alſo die Sozialdemokraten nicht
ihen, die offenbar nur die um Thälmann und Höllein
inlegen wollten. Für eine Ehe ſind allerdings ſolche

chiebungen nicht immer ganz unbedenklich. Aber
fürſten iſt zweifellos damit ein Gefallen erwieſen
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vn Dittmanns er u e

kämpft um die Berliner Stellung.
worden. So kommen ſie beſſer weg, als wenn die ge
mäßigte Löſung von 20 Millionen Deutſchen n wor
den wäre.Der Reichstag jedoch wird ſich wohl nun Wnhen, das

Kompromiß zu ſuchen, das keiner Beſtätigung durch
Volksentſcheid bedarf. Ein Kompromiß, das den Jnter
eſſen deutſcher Nation entſpricht und doch vornehm bleibt.
Die Republik muß auf Würde halten. Sie darf nicht un
dankbar gegen die Fürſten werden, die ihre Pflicht getan
haben und in Treue zu ihrem Volke ſtanden, wie der von
Baden, nur weil die anderen verſagten. Es werden ja
ſchließlich auch Beamte penſioniert, die keine beſonderen
Fähigkeiten aufweiſen und trotzdem ihre Anſprüche nicht
verlieren. Etwas wie Götterdämmerung ſetzt bei den
Deutſchnationalen ein. Erſt kämpften ſie tapfer für ihre
Herrſcher, die ſie in den Novembertagen 1918 ebenſo tapfer
im Stich gelaſſen und verraten hatten, dann beſannen ſie
ſich langſam eines beſſeren. Herr von FreytagLorring
en wünſcht m ſogar reichsgeſetzliche Regelung, die

teif Lindei WochenJeichnet he
verzzu, wenn ſie auch wie S hwachtegnhte jede Klaſſe zweimal

durchlaufen müſſen.
Leider haben ſie ſich in der Dolchſtoßfrage noch nicht

gemauſert, oder wir wollen mit der bei ihnen angebrach-
ten Vorſicht ſagen, ſie zeigen es noch nicht. Töricht genug
hatte man dem parlamentariſchen Anterſuchungsausſchuß
eine Denkſchrift der Marine übergeben, die Licht und
Schatten über die Vorgänge von 1918 etwas ungleichmäßig
verteilte. Schlechte Dramatiker pflegen ja immer nur
Engel und Böſewichte einander gegenüber zu ſtellen. Herr
Dittmann aber horchte auf. Als nationaler Mann kann
er ſich den Vorwurf nichtgefallen laſſen, daß er Meutereien
aängezettelt hätte. Dann wäre er ja mit ſchuldig an der
Katäſtrophe, die er früher ja immer mit einem wohlge
fälligem Schmunzeln betrachtet hat. Alſo Herr Dittmann
lernt zu. Er will es nicht mehr geweſen ſein und hält im
Ausſchuß eine ſechsſtündige Rede, die nicht nur das Ma
terigl, ſondern auch die Zuſchauer erſchöpfte. Böſe Men
ſchen nennen das eine Mohrenwäſche. Anſchuldsweiß iſt
er nicht geworden und ſchöner auch nicht. Er bleibt ein
etwas zweideutiger Zeitgenoſſe. Aber Regie verſteht er.
Alle Verhandlungen waren bisher nur geheim Und von
ruhiger Sachlichkeit getragen. Er ſetzte eine Aenderung
durch. Der Herr Angeklagte bat, den Ausſchluß der
Oeffentlichkeit aufzuheben. Die Gallerie wollte er nicht
miſſen, die Beifall klatſcht. And es war viel Klatſchen und
viel Klatſch.

Die Meuterei bleibt eine Meuterei. Angehörige des
Heeres und der Marine hatten kein Recht auf Politik.
Sie durften nicht beſtimmen, was Staatsintereſſe erfordert.
Allerdings. Zwei Meuterer wurden erſchoſſen. Die an
deren, auf der Gegenſeite nicht, obwohl auch ſie gegen
kaiſerliches Verbot handelten und für die Vaterlands-
partei warben. Es iſt ja überhaupt merkwürdig, wie un
ſere Monarchiſten ſich immer über den Willen des Monar
chen hinweg geſetzt haben, wenn er anderer Anſicht war als
ſie. Nur ſie wundern ſich noch, daß ſie die Totengräber
des Syſtems wurden. Der letzte Flottenvorſtoß aber liegt
noch im Dunkeln. Herr von Trotha meint, Prinz Max habe
ihn gebilligt. Der Vizekanzler Payer dementiert das ent
ſchkeden. Vorläufig ſchweigt der Prinz. Sobald er ſpricht,
wird ſich auch dieſe Frage erhellen laſſen. And geſchah
es gegen ſeinen Willen, daß man die Seeſchlacht vorberei
tete, obwohl unſer Waffenſtillſtandsangebot bereits an den
damaligen Feind gelangt war, ſo hat auch die Gegenſeite
eine Meuterei verübt.

Herr Dittmann aber macht aus den Erſchoſſenen
Helden. Wir geſtatten uns, ihm die Gefolgſchaft dabei zu
verweigern Auf einer Broſchüre, die ſeine Rede enthält
und ohne Wiſſen des Ausſchuſſes herausgebracht wurde,
obwohl die Titelſeite ſogar von einem Auftrage ſpricht,
zieren die Bilder der Erſchoſſenen, den Deckel in ſchwarz
weißroter Amrahmung. Wie ein Kolpertage-Roman ſieht
dieſes Büchlein aus, und es iſt mehr. Es iſt ein Rechts
gutachten, das Herr Dittmann gegen ſich ſelbſt erſtattet

ruch be Manere n e ſernen

über ihn geſchloſſen. Die Wahrheit dämmert.
über Wilhelm Dittmann

Ungeſchickt genug verteidigte ſich die Marine.
von Herrn Geßler zur Auskunftserteilung entſandte Kom
miſſar überſchritt ſeine Befugniſſe und verteidigte die
kaiſerliche Marine, obwohl er für die republikaniſche zu
ſprechen hatte. Anbelehrbar wie immer. And dann wun
dern ſich dieſe Kreiſe,
hält. Wundern ſich, daß man ihnen die Treue gegen den
neuen Staat nicht recht glauben will. Nicht, daß ſie ihre
Kameradſchaft verleugnen, verlangen wir von ihnen, aber
ein mannhaftes Bekenntnis zur Republik, der ſie dienen
und deren Uniform ſie tragen. Viele von ihnen haben
jetzt wieder Kaiſers Geburtstag gefeiert. Die Kreuz
zeitung, die noch vor kurzem bereit war gegen anſtändige
Subventionen vom Kopf die Worte „Mit Gott für König
und Vaterland zu ſtreichen, himmelte den Schloßherrn
von Doorn an und ſagt dabei, daß die Monarchie wieder
kehren müſſe. Damit zwingt ſie uns andere, uns immer

wieder mit n des letzten i ulich ſo e

Wenigſtens

erklärt er, er hätte ſich vannls keinem e

von ſeinesgleichen gerichtet werden und ſeinesgleichen
gäbe es nicht. Was wir ihm gerne beſtätigen. Sonſt wä
ren in der Welt nur Republiken. Und nicht erſt ſeit heute

Die Entente aber, die ſo aufmerkſam deutſche Vor
gänge beachtet, verwechſelt den wilhelminiſchen Geiſt und
den von Locarno. Sie iſt die Zutreiberin unſerer Deutſch
nationalen General Walſh bemängelt die deutſche Ab
rüſtung, um ſich und ſeine Kontrollkommiſſton am Leben
zu erhalten. Wir haben für die pekuniären Vorteile, die
er davon bekommt, alles Verſtändnis, aber an Briand

eine Förderung der Verſtändigung verſprechen? Sie ha
ben es in der Hand, den neuen deutſchen Staat gegen ſeine
innerpolitiſchen Maulwürfe zu feſtigen. Richard May.

Der. Hummel
über die wirtſchaftliche Lage.

Jn einer ſehr ſtark beſuchten öffentlichen Kundgebungder anhaltiniſchen Demokraten ſprach unſer Abgeordneter

Stagatspräſident a. D. Dr. Hummel. Dem gedanken
reichen Vortrag entnehmen wir:

Der Hauptfehler der deutſchen Politik der Vorkriegs
zeit lag im Mangel einer aktiven Außenpolitik. Wohl
trieb das deutſche Volk Jnnenpolitik, aber die Außenpolitik
war dem Geheimen Kabinettsrat vorbehalten. Jetzt iſt
der Zeitpunkt gekommen, wo die deutſche Wnnenpolitik
ohne Außenpolitik nicht mehr denkbar iſt. Die Jnnen
politik dieſer Tage ſtellt drei Fragen

die Flucht der Deutſchnationalen aus der Regie
rung,

die Ablehnung der Beteiligung der Sozialdemo
kratie und

die ſchwierige Sozial und Wirtſchaftskriſis.
Die

Regierungskriſis
iſt entſtanden, weil die Deutſchnationalen nicht den Weg
der Verſtändigung mit dem Auslande gehen wollten. Sie
begründeten den Schritt damit, daß ihnen Locarno nicht
genüge

Die wahre Urſache war der annormale Ge
mütszuſtand der deutſchnationalen Wähler, der infolge
der eigenen Verhetzung dazu führte, daß die Wähler der
Provinz die Parteileitung zwangen, die Miniſter zurück
zuziehen. Der Zuſtand iſt derart, daß die Deutſchnationa
len durch ihr un verantwortliches Verhalten in
un abſehbarer Zeit völlig regierungsunfähig ſind.

Die Not wendigkeit zur Verſtändigung wäre mit oder
ohne Verſailles gekommen. Es gab gar keinen anderen
Weg ſeit den Tagen des Zuſammenbruches, als der, den
Deutſchland mit ſeiner Außenpolitik gegangen iſt. Der
Verſuch, die Deutſchnationalen in dieſer Politik regieren

hat, Nach dieſem Beweis ſeiner „Loyalität“ ſind die Akten zu laſſen, iſt auf das kläglichſte geſcheitert. Alle Fehler,

General Walſh

daß man unter ihnen Muüſterung

auch wenn er ausgeliefert worden wäre, denn er könne

Gabenverteilung nach rechts und links
Schnupfen? Die 170 Spartaner in der Mitte Heimtücke

Der Flottenvorſtoß gegen den Kaiſer
König und Vaterland

Der

und Chamberlain richten wir die Frage, ob ſie ſich davon



der Abbau wo anders.

die die Deutſchnationalen den Erfüllungskabinetten vor
geworfen haben, haben ſie in der Regierung ſelbſt ge
macht. Die Deutſchnationalen ſtanden bis zu ihrem Aus
tritt unter dem Druck der Straße. Und eine tollere Sache
wie die Miniſterpenſton des Herrn Schiele wird man bei
der angeblichen „Futterkrippenwirtſchaft“ der republikani-
ſchen Kabinette Heorgebens ſuchen.

Wer hätte es gedacht, daß der Name Hindenburg
in ſo kurzer Zeit bei den Deutſchnationalen ſo in Miß
Kredit geraten konnte. Sie überſchütten ihren eigenen
Retter Hindenburg mit demſelben Schmutz, wie ſeinen
Vorgänger Fritz Ebert. Man ſieht alſo, wie weit es

bei den Deutſchnationalen mit der deutſchen Treue
her iſt.

Jch habe es auf das höchſte bedauert daß die So
zialdekra ten trotz der Mähnung ihrer Beſten dem
Druck der Provinz gewichen iſt. Jch bedauere es umſo
mehr, als dadurch das Zuſtandekommen der Großen
Koalition auf die nächſte Zeit unmöglich wurde.

Die Demokvatiſche Partei war in der Wahl der
Miniſterien gebunden, da die meiſten ſchon beſetzt waren.
Deshalb blieben den Demorraten nur das Jnnenminiſte
rium und das Finanzminiſtertum. Es iſt kein Aemter-
ſchacher der Demokraten, dieſe zu verlangen, ſondern ſach
liche Notwendigkeit.

Nicht der Parla mentarismus ſich in der Kriſe,
e man angewendet hat.

Kabinett ſich
v der e letzte Methode, dwird Herr Luther hen nächſten

ken Technik befleißigen.

Die Dinge liegen aber ſo, daß in
den matiſch gehetzt wird, die Stag
wachſen kann.

Den Staatsgedanken hat niemand mehr Zerſtört,
als die Herren der Rechten,

indem ſie dieſen Staat verächtlich machten
Die Reichsgründung, das alte Reich der Rechten, war

ein Werk des deutſchen Volkes, weniger eines der Dy
naſtien. Es iſt eine Sache des Geſchme ces, angeſichts derwirtſchaftlichen Lage Deutſchlands ſolche Fürſten ab fin

Dun gen zu fordern. Sie ſind eine politiſche Frage, denn
das Verhältnis des Stagtsrechtes zum Fürſtenrecht war
nie reſtlos geklärt. Wir können keine zivikrechtliche Löſung
zulaſſen da wir nicht wollen, daß die deutſche Pepublit
zum Geſpött der e werde.

Die Wirtſchaftskriſis Deutſchlands liegt zum
großen Teil in

der fehlenden inneren Ke
Den einzelnen Kaufmann und Kleingewerbetreibenden alsSchuldigen der Teuerung e iſt falſch. Nötig iſt

Dazu kommt die Kriſis der
Landwirtſchaft deren geringe Konſumkraft kür die
Wduſtrie und den Arbeitsmärkt kgtaſtrophal wirkt. Der
Silberſtreifen gin iſt die Kr e der Gold

ontban eNun aber iſt die deuſe Wirkſchaftskriſis nur ein

Teil der Weltkriſis. Alle organiſchen Kriſen haben
aber einen politiſchen Grund, nämlich

die politiſche Anſicherheit in der ganzen Welt.

Ein weiterer Grund der Anſicherheit iſt die Tatſache der
ünteralliterten Kriegsſchulden, welche die
Finanz wirtſchaft der Welt beunruhigen. Eine Ent
ſpannung kann nur eintreten, wenn politiſche Ruhe ein
tritt. Politiſch ausgedrückt bedeutet dies

die Not wendigkeit der inkernationglen Verſtändigung.
Hier liegt der Weg aus der deutſchen und der Weltwirt
ſchaftskriſis.

Amerika gibt uns ein Vorbild. Dieſer ungeheure
Wirtſchaftskomplex lehrt uns, daß auch wir zu einem

großen europäiſchen Wirtſchaſts
Zollſchranken

kompler ohne

kommen müſſen.
Eine Konſolidierung der Wirtſchaft kann nur kom

men, wenn auch der Stagt ſich konſolidiert. Wirtſchaftlich
geſehen, brauchen wir den deutſchen Ginheits-

Großdeutſchland, die uralte
rung ſein.

iſſchen Redner
gebung, brachte unter brauſenden Hochruſen das Gelöbnis
zum Großdeutſchland zum Ausdruck und
Wiederkehr des

ſt gat. Anſer Stolz ſoll das ſchwarze rote goldene

SonneO leton

Abänderung der Gewerbeordneung.
Die Reichsregierung hat unter dem zum Teil führenden

Titel: „Geſetzentwurf zur Förderung des Preisabbaues“ vor
kurzem dem Reichswirtſchaftsrat eine Geſetzesvorlage zugehen
laſſen, die neben anderen verſchiedenen Materialien (Neuord
nung des Konkursrechtes, Abänderung der Kartellverordnung,
Maßnahmen gegen Ringbildung bei Vergebung öffentlicher
Aufträge) auch eine Abänderung der Gewerberrennng vor
ſchlägt.

Die diesbezügliche Begründung der Regierungsvorlage
weiſt vor allen Dingen auf die Notwendigkeit hin, daß in An
lehnung an die Beſtimmungen der Kartellverordnung den
Reichs und Landesbehörden das Recht gegeben werden muß,
den Jnnungen und Jnnungsverbänden zu unterſagen, Preiſe,
Arten der Preisfeſtſetzung und der Preisermittlung ſowie Ge
ſchäftsbeſtimmungen feſtzuſetzen, zu empfehlen oder bekannt zu
geben. Wenn über die den Kartellen gegenüber beobachtete
Handhabung hinaus auch Empfehlungen und Bekanntmachun-

ung übten wie rechtlich

gen außer Kraſt geſetzt werden ſollten, ſo geht hierbei die Regie
rung von der Erwägung aus, daß dies durch die beſonderen Ver
hältniſſe der hier in Betracht kommenden Wirtſchaftskreiſe begrün
det ſei. Ein in Handwerkskreiſen ſtark ausgeprägtes Zu
mengehörigkeitsgefühl und eine lebendige
Standesehre, verbunden mit einer im allgemeinen feſtz
lenden geringeren Durchbildung des Einzelnen in der Er
nis wirtſchaftlicher Zuſammenhänge hätte zur Folge, daß

Vorſtellung

demokratiſche Forde

Nicht endenwollender Beifall lohnte den demokra
Dr. Rauſſch, der Leiter der Kund

ind gedachte DerReichsgründungstages.

Das Programm Her Heutchen
Die Deutſchnationale Volksp., deren wirtſchaſtspolitiſches

Können in den Fehlern der Wirtſchafts und Finanzpolitik des Jahres 1925 für alle Zeiten ſeſtgelegt iſt, ver

öffentlicht unter dieſer Aeberſchriſt einen Wirtſchaftsauf
ruf. Die Demagogie, der darin enthaltenen Ausführungen
ſchließt ſich würdig der Taktik an, die die Deutſchnationale
er einmal als Oppoſttionsgruppe, das andere
Mal als Regierungsträger ſchon in der Vergangenheit be
obachtet hat und wie ſie beſonders in der Behandlung derwert gsfrage noch in aller Gedächtnis iſt.

Die Deutſchnationale Volkspartei, die mit ihren 48
Jaſagern ſeiner Zeit die n nahme der Dawesgeſetze
ermöglichte, macht jetzt die Dawesgeſetze zum Ausgangspunkt aller gegen wär tigen 5 Man darf es den fr ühe

ren Jaſagern übertaſſen, wie ſte ſich mit der ſcharfen Beur

e e
r

e s
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e SS

in tliit nen ne
e e SDonnerstag, den 18. Febrrrar, wird in unſerer

5 e b 5 5abends 8 Uhr im oberen Thaltoſaal ſtaktfindenden
Mitgliederverſammlung

2

5 ſprechen. Es erfolgen noch nähere Bekannt

machungen 5
e S S S S Wteilung, die jetzt von der Geſamtheit ihrer Partei ihnen gegenüber egerechen wird, abfinden. Feſtzuſtellen iſt aber

erſtmalks, deß es ne demagogiſche e ige iſt wen das
irtſchaftaprogrämin dert Beuhchnattenalen allen übrigen

Ausführungen die Behauptung voranſtellt, daß ſchon im
erſten Jahre der Geltung des Dawesplanes die Laſten des
Reiches ſich durch dieſen um 1900 Millionen erhöht hätten.

Tatſache iſt, daß die e für das erſte Jahr
für die Wirtſchaſt und für den Reichshaushalt ein volles
Moratorium vorſahen;

Tatſache iſt, daß der deutſchnattonale Finanzminiſte
von Schlieben der deutſchen Wirkſchaft die Wirkungen die
ſes Moratoriums durch ſeinen übertriebenen Fiskalismus
vorenthalten hat

Tatſache iſt, daß die Deutſchnationale Volkspartei mit
ihrem damaligen Reichsſtnanzminiſter die Schuld daran
krägt, daß entgegen dem fortdauernden Drängen der De
mokratiſchen Partei die Einnahmen des Reiches fortdau
erno den urſprünglich vorgelegken Reichshaushalteplan
überſtiegen, daß der e ibefreudigkeit des Parlaments
nirgends eine Schränke e geſetzt war und man ſich nirgends
bei Neubewilligungen über die etwaige Beſchaſfung von
Deckung den Kopf zu zerbrechen brauchte

Tatſache iſt, daß der deutſchnationale Finanzminiſter

utſ

mit voller Anterſtüßzung ſeiner Partei eine Verbrauchs
ſteuererhöhung(Bier und Tabak) erſtrebte und teilweiſe

die von Jnnungen und Jnnungsverbänden ausgehenden bloßen
Empfehlungen in vielen Handwerkszweigen die gleiche Wir

bindende Feſtſetzungen. Selbſtver
ſtändlich hat die Reichsregierung durchaus den Deutſchen Hand
werks und Gewerbekammertag und die Handwerkskammern als
mitwirkende Organe bei etwaigen behördlichen Eingriffen in
ihre Vorlage miteingeordnet, indem ausdrücklich feſtgelegt wird,
daß vor ſolchen Eingriffen die genannten Standesvertretungen
gehört werden ſollen.

So wie grundſätzlich die Reichsregierung in den genann
ten Vorſchlägen eine Sicherung des freien Wettbewerbs er
ſtrebt, ſoll auch die weitere Neuordnung, das geſetzlich den Jn
nungen zuſtehende Recht, in gewiſſen Fällen der Bekanntgabe
von Preiſen oder der Preisunterbietung Ordnungsſtrafen zu ver
hängen, grundſätzlich zunehmen und nur Fälle des unlauteren
Wettbewerbes in der bisherigen allgemeineren Beſtimmung zu
belaſſen, dieſem Ziele dienen. Jn dem gleichen Abſchnitt wird
dann weiterhin verſucht, geſetzliche, Beſtimmungen feſtzulegen, die
den Verkehr mit Brot erleichterter als bisher überwachen laſſen.
Für die Geſtaltung des Brotpreiſes beſtehen gegenwärtig im
Reichsgebiet zwei Syſteme. Jn Berlin und vielen anderen
Städten iſt der Geldbetrag, der für das Brot zu zahlen iſt,

bleibend, während die für dieſen Geldbetrag zu liefernde
smenge je nach den Mehlpreiſen ſteigt oder ſinkt. Jn
t Gebieten e in Mittel und Süddeutſchland
ie Pr ränderung beim Brot feſt durchgängig in demten See ausgedrückt, während das Brotge

gleiche bleibt. Durch eine ergänzende Beſtimmung
der Gewerbeordnung ſoll jetzt den oberſten Landes-

erden, daß das
in Laiben eines beſtimmten Gewichtes ſeilgehaltenbehörden die Anordnungsbefugnis zuerkannt we

Brot nür

herrſcht, iſt ſchon ſeit langem gegen die Gefahr zünftleriſche

guch durchſetzte, die ſich praktiſch in der Zukunft in e
Erhöhung der ordentlichen Dauerlaſten aus den Dau
geſetzen auswirken wird.

RNReben dieſem un wahrhaftigen Leitmotiv
hält dieſer Wirtſchaftsaufruf nichts, was irgendwie
ein. wirtſchaftspolitiſches Gegenwarksprogramm angeſſ
chen werden könnte. Die Kreditpolitik der Reichsb
wird kritiſiert, die Handhabung der Außenhandelsw
ſchaft beanſtandet, über die Auslandsverſchuldung
deutſchen Wirtſchaft bitterte Klage erhoben. Aber
gends wird ein poſittiver Vorſchlag gemacht, wie dieſe T
ge praktiſch anders zu regeln wären Man fordert fre
Kreditwirtſchaft und billigen Zinsfuß, überläßt es a
der Gläubigkeit der Angehörigen der Deutſchnationg
Volkspartei, die Hoffnung zu hegen, daß die Deutſchna
nalen wiſſen, wie man ſolche Dinge ſchafft. Man verla
Stärkung des inneren Kapitalmarktes, Zurückdrängt
der Auslandskredite, verſchweigt aber, auf welchen We
man dem Kapitalmarkt in Deutſchland aus ſich ſelbſt l
aus die Kräfte glaubt zuführen zu können, die heute n
wendig ſind, um die deutſche Produktionskapazität zu m
lichſt voller Entfaltung und damit zu möglichſt rental
und welt wirtſchaftlich konkurrenzfähiger Wirkung zu br
gen. Man fordert Steigerung der Produktion, Hebung
Kaufkraft des inneren Marktes überläßt aber dem C
pfänger des s Wirſſe haftsaufrufes die Ueberlegung, wie d

im Nahmen eines vernünftigen geſamten volkswirtſcheſchen Programms durchaus begrüßenswerken Forder

gen verwirklicht werden können, wobei es ja vielle
zweckmäßig iſt zu verſchweigen, daß gerade die Finanz
r und die Zollpolitik der Deutſchnationalen und ih

x v. en und Neuhaus in ſehr ſtarkem Mvafur verantwortlich zu machen ſind, daß die deutſche P
duktion und insbeſondere auch die deutſche Agr wirt

vox einer ſo weit überſteigerken Schwächung des Jnlan
markles ſtehen.

Man fordert die Beſchräkung des öffentlichen Aufw
des, übernimmt aus der demokratiſchen Kritik des V
jahres den Leitſatz, daß die öffentlichen Ausgaben
tach der ſteuerlichen Leiſtungsfähigkeit der Wirtſchafthen hätten, wobei nur die Frage offen bleibt, waru

wenn man es mit einem derartigen Leitſa atz ernſt mei
die Deutſchnationale Volkspartei im vorigen Jahre ni
die finanzpolitiſche Kritik der Demokratiſchen Partei
das lebhafteſte unterſtützt hat. Man fordert eine
ientke. rung auf dem Gebiet der Tariſpolitik für Reich
bahn und Reichspoſt. Nur will es uns ſcheinen, daß 5
die Deutſchnationale Volkspartei als Regierungspar
Anregungen der Demokraten auf Abänderung des Neick
poſtfinanzgeſetzes, auf ſtärkere Beeinfluſſung der Tariſ
litik durch das Parlament mit ſeinerzeit recht befremdl
wirkenden Lobeshymnen auf die Tüc Htigke eit der Reich
poſtverwaltung und auf die Berechtigung der dort verſo
ten Politik beantwortet hat. t

Kläglicher und ſchwächer hat wohl kaum je eine
Partei zu den wichtigſten Tagesfragen Stellung
men Anklarer und verworrener iſt noch nirge
Anſpruch auf „Rettung des Staates und der Wirkſcha
geltend gemacht worden. Die Deutſchnationale Vol
partei hat ihre S eipolitiſche Kraft durch die demogo
ſche Ausbeute des nationalen Abwehrwillens des der
ſchen Volkes gegen fremde Willkür und Vergewaltigu

dgewonnen. Je me ehe der We zur Verſtändigung und

mit zur Wiederherſtell üng der Freiheit und des Rech
des deutſchen Volkes frei wird, umſo deutlicher tritt in
ſcheinung, daß ſonſt abgeſehen von großagrariſch
Sonderintereſſen in dieſer Partei kein poſitiver Auſbawille, kein verantwortliches ſtaatspolitiſches Wollen
genüber den Problemen der Gegenwart vorhanden
Wenn man bisher ſchon der Auffaſſung war, daß d
Deutſchnationglen Volkspartei jede innere Aufbaukre
fehlt, ſo hat man jetzt feſtzuſtellen, daß dieſes neue Win
chaftsprogramm hierfür als ein erneuter und ſchlagkrötiger Bewe is anzuſehen iſt.
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werden darf und daß die Bäcker und Verkäufer von Backwar
Brot, deſſen Gewicht vorgeſchrieben iſt, nur feilhalten dürfe
wenn das Gewicht auf dem Brot durch eingedruckten Stemp
bezeichnet iſt.

Aeber das Ergebnis der bisherigen Beratungen des Reich
wirtſchaftsrates iſt bisher noch nichts Entſcheidendes bekant

nen alle
ben Hat nan

von L Landwi

Polit tſheg
kegk en e
mr ben nühte a

geworden. Jm Jntereſſe freier wirtſchaftlicher Betätigung un
individueller belebender Konkurrenzarbeit wird man grundſä
lich die Anregungen der Regierungsvorlage begrüßen dürfe
Gerade, wenn man berückſichtigt, daß das Handwerk als Dri
ger beſonderer individueller Qualitätsarbeir und als Leh
ſtätte qualitativ durchgebildeter Arbeitskräfte für unſere beſſ
entwickelten Jnduſtrien beſondere Aufgaben von hoher volk
wirtſchaftlicher Bedeutung zu erfüllen hat, muß man mit er
ſteſter Sorge die Beſtrebungen aus einzelnen Kreiſen des Hant
werks betrachten, die auf ein allzuſtarkes Zurückgreifen auf fri
heren zünftleriſchen Zwang hinweiſ. Bekanntlich geht die vo
dem zuſtändigen Referenten des Reichswirtſchaftsminiſterium
vorbereitete Handwerksordnung, deren endliche Vorlage ſeiten
der Regierung man hoffentlich in abſehbarer Zeit ebenfalls et
warten darf, nach dieſer Richtung hin ſehr weit. Gerade au
Kreiſen, in denen lebendiger freier handwerkerlicher Geiſt vo

Bürokratiſierung und Schematiſterung der handwerkerliche
Arbeit angekämpft worden. Wenn jetzt die Regierungsvor
lage erkennen läßt, daß man im Reichswirtſchaftsminiſteriun
insbeſondere in den Fragen der Handwerkerpolitik über die Be
deutung der freien Wirtſchaft ſich völlig klar geworden iſt,
wird man hoffen dürfen, daß auch die kommende Reichshand
werksverordnung
wird.

einen ſolchen Geiſt nicht vermiſſen laſſe



in u eaus a Aus er ee Demokratie und Landwirtſchaft. Bei der Beratung
Likmotiv des Haushaltes für das Reichsminiſterium für Ernährung
gende und Landwirtſchaft iſt ein Antrag der demgkrattſchen

am änge Reichstagsfraktion angenommen worden, nach dem die
Nr Reichoh Reichsregierung erſucht werden ſoll, angeſichts der außer

ewhandelsn ordentlich großen Geſahren, die der land wirtſchaftlichen
Werſchuldu Produktion drohen, weil es der Landwirtſchoft an den
den Aber nötihen Mitteln zur Beſchaffung von künſtlich en Dünger
h wie dieſe fehlt nverzügli dafür zu ſorgen, daß unter Mirwirkung
n ſordert fre Aller beteiligten Organiſationen, inſonderheit der Reichs
berlißt es Lank, der Landwirtſchaft die nötigen Düngernitrel durch
eutſchnation entſechende Kredithilfe zugeführt werden.
ie Nutſchn Nach einer weiteren Entſchließung der de mokrati

an der ſchen Reichstagsfraktion, die ebenfalls angenommen wor
Arütdräng Den iſt, wird die Reichsregierung erſucht, unverzüglich im

W Einvernehmen mit den in Betracht kommenden Kredit
s ſich ſelbſt änſtituten die Wiederbeſchaffung von Realkrediten für die
i die heute Landwirtſchaft in die Wege zu leiten

pazität zu wlichſt ren
Arkung zu h

e „ab, in der ein Architekt Se ſſe Berlin ſprach. Nach
eging en dem Bericht der „Roßla mer Zeitung äußerte ſtch
vollswirtt dieſe Größe der Wirtſchaftspartei u. a.

„Man ſagt dem Handel, Handwe

Wirtſchaftsparteiler gegen die Veamten! Die Mittel
ſtändler“ hielten in Roßlau eine öffentliche Verſammlung

t f Gewerb unen Fordet Gewerbe undS a vienn Grundbeſttz nach, daß ſie ſchuld ſeien an den teuren Verhält

l bielle fie r o edie Finan niſſen. Das iſt nicht wahr. Zinswucher, Wucher des
Staates u d vie jetzige Beamtenpolitik ſind die Arſachen.
Das arme deutſche Volx kann ſich den großen Begmten-
appargt nicht leiſten. Es geht nicht an, daß der deutſche Be
amte immer noch Forderungen ſtellt. Wir können nur
wieder hochkommen, wenn das Beamtentum aufs äußerſte

Maß zurückgeſchrauht wird. Jch rufe Sie zur Be
kämpfung dieſer gefrähigen Ratten a uf,

alen und
t ſtarkem M

e deutſche
Agrarwirhſh

d des Inlaß

tlichen Aufn s g S Sichen Auf Die im Begriff ſind, Sandel, Handwerk,
dritik des 9 Gewerbe, un d Grundbeſitz mit Haut und

9 nAusgaben Haaren zu verſchlin gen.
r Wirtſchaſt
bleibt, wan

ah ernſt m
en Jahre m
hen Partei
dert eine R

Dieſe unerhörten Beſchimpfungen gegen die Beamten
wurden nach dem Bericht genanntergeitung mit leb
haftem Beifall aufgenommen. Handel, Handwerk
und Gewerbe leben von den Einkommen der Beamten, ge
rade dieſe Erwerbskreiſe haben ein Intereſſe dar daß

t i n Die Beamten die nebenbei bemerkt auch zu Nittele ſtand zählen ausreichend bezahlt werden. Di ſcheint
dienen man bei den Erwerbskreiſen in Roßlau nicht e nzuſehen.
d Dagegen werden ſich die Beamten dieſe Herabſetzn ag durch
ing des R einen Wirkſchaftsparteiler gut merken, ſie werden die

ehrenwerte Geſellſchaft des Herrn Coloſſer meiden.

Am die Wahlrechtsreſorm. Zu den
eſlungen über die Wahlrechtsreform erf

rätiſche Zeitungsdienſt“ da
verbindliche Vorentwürſe h

der Tat

dde r R

e hrt der „Demoß es ſich hierbei um völlig un
v delt. Das neue Kabinet hatc Wahlrech rin natürlich noch nicht Stel

ehmen können. Jmmerhin ſind die Vorarbeiten
r dieſe Reform im gewiſen Sinne ſoweit vorgeſchritten,

daß an eine grundſätliche Erörterung der Frage gedacht
werden kann. Bei den bisherigen Plänen ging man zu

bisherigen Mit

er Wirtſchof

tionale Pol

die demog

ens des erſt davon aus, anſtelle der 35 Wahlkreiſe 150 zu ſchaffen.
Nergewalti e Es ſprechen aber gute Gründe dafür, die Verkleinerung
gung und

id des R
er tritt in
toßagrari
itiver Auf

der Wahlkreiſe noch mehr durchzuführen und im ganzen
250 Wahlkreiſe zu bilden. Gleichzeitig iſt eine Herauf
ſetzung des Wahlalters erwogen worden. Dabei iſt man
micht dem deutſchnationalen Antrage gefolgt, der das Wahl
alter auf 25 Jahre heraufgeſetzt wiſſen will, ſondern die

s Wollen bisherigen Erörkerungen bewegen ſich in der Richtung,
orhanden das Wahlalter auf 21 Jahre feſtzuſetzen. Nach der Ent
var, daß ſcheidung des Reichstages über das Wahlalter wird ſich

Aufbau die Stimmenzahl richten, die für den Linzelnen Abgeord
es neue V neten auſgebracht werden muß.
ind ſchlag

Juriſten in der Landwirtſchaft! Jm Landwirtſchaft
ichen Ausſchuß des Preuß. Landtages ſtand ein Antrag
Zur Bexratung, der darauf abzielt, wiſſenſchaftlich gebildete
Landwirte in höheren Stellen der preußiſchen Landesver
waltung zu verwenden. J der ſehr lebhaften Ausſprache
ſtimmten alle Parteien dieſem Ankrage zu. Von der Lin
en hegte man freilich Befürchtungen, daß die Einreihung
won Landwirten in die allgemeine Landesverwaltung die
Politiſche Kinſtellung dieſer Behörde noch mehr nach der
Tegktionären Seite hin beeinfluſſen könnte. Auf der Rech
ten bemühte man ſich nachzuweiſen, daß es ein natlirlicher
Zuſtand wäre, wenn bisher landwirtſchaftliche Fachleute
och nicht in die Verwaltung gekommen wären, als ob die
Iand wirtſchaftlichen Hochſchulen nicht ſchon mehr als ein
halbes Jahrhundert beſtänden.

Abg. Meincke (Temokrat) ſchilderte, in welch ge
ringem Maße bei den Landeskulturbehörden die landwirt
ſchaftliche Technik Einfluß hat. Die früheren General

m

en V
lhalten di
uckten St

en des Rei

endes belt

zetätigunn

nan geufh

grüßen di
werk als

ind als
r unſere kommiſſtonen, die Vorgänger der Heutigen Landeskultur-
hoher u behörden, haben vor dem Kriege die beſcheidene Zahl von
man mit Landwirten von Jahr zu Jahr verringert, und das ein

Zige landwirtſchaftlich vorgebildete Mitglied innerhalb
der Provinzialinſtanz hatte nur einen ſehr beſcheidenen
Einfluß. Die geſamten leitenden Stellen der Präſidenten
nd der Spezialkommiſſare waren durchweg, von Juriſten
beſetzt. Dieſer Mangel trat nach außen hin nicht ſo ſehr
zu Tage, weil die Arbeiten, die in den ſchwierigen Zuſam
menlegungen und Umlegungen von Grundſtücken beſtanden,
von den Landmeſſern aufs beſte durchgeführt wurden.
Die einſeitige Beſetzung der Landeskulturbehörden. iſt jetzt
ſehr deutlich bei denjenigen Gebieten geworden, in denen
die landwirtſchaftliche Siedlung die Hauptrolle ſpielt. Der

ließ. Der Neicheanwalt hat jetzt zwar zugeben müſſen, daß

die Erklärung ab, daß das preußiſche Landwirtſchafts
miniſterium ſeit einigen Jahren (d. h. nach dem Kriege)
auf dem Standpunkt ſtehe, daß mehr Landwirte in der
Staatsverwaltung Verwendung finden müßten. Bis heute
befindet ſich aber bei den 93 Abteilu gen der
Bezirksregierun gen in Preußen, die Landwirt
ſchafts und Domänenſachen bearbeiten, noch nicht ein
ein ziger land wirtſchaftlich vorgebildeter
Beamter Es iſt eine unbedingte Notwendigkeit, daß
ferner bei der heutigen Wirtſchaftslage Deutſchlands das
geſamte landwirtſchaftliche Schulweſen durch die Staats
verwaltung von den Bezirksregierungen aus gefördert wird
und daß alle Kreiſe in der Landwirtſchaft, ob groß oder
klein, zu einer höheren land wirtſchaftlichen Leiſtung er
zogen werden. Der Landwirtſchaſtliche Ausſchuß beſchloß
darauf hin einſtimmig, die Staatsregierung zu erſuchen,
in allen geeigneten Stellen der Bezirksregierungen und
Landeskulturbehörden in erſter Linie wiſſenſchafthich und
praktiſch gebildete Landwirte einzuſtellen. Es iſt zu hoffen,
daß der Landtag ſich dieſem Beſchluß anſchließt und daß
wenn geeignete Männer in dieſe wichtige Lauſbahn einge
reiht werden, ihnen dann auch die Möglichkeit einer freien

92Betätigung eingeräumt wird.

Keine Mandatsniederlegung des Grafen von Bernſtorff.
Jn einigen Zeitungen iſt mitgeteilt worden, daß der

demokratiſche Abgeordnete Graf von Bernſtorff ſein Reichs
tagsmandat niedergelegt hätte. Dieſe Nachricht iſt vol
lig aus der Luft. gegriffen.

DeDemokratiſche Landtagsfrakkion und Beſatzungstrup
pen.

erſuchen,
ſte durch

baldige
hin einzuwirken, daß

Verlh atzungsmächten dieHerabſetzung der Beſatzungstruppen auf die in der
B ſchafterkonferenz vom 16. November 1925 zu

Söt ngeſicherte Stärke von etwa 45 50 000 Mann zu erreichen

t

ebens Kampf um das Recht. Der dritte
ichsgericht hat den Reviſtonsantrag des demokrati

Hen Lehrers und Gemeindevorſtehers Siebens abgelehnt.
Stebens w.
licher Wahlfälſchungen zu der ungeheuerlicher Strafe von

hatte bei ſeiner jetzigen Entſcheidung
ar die Rehtsfrage nachzuprüfen, über die latſächlichen
Anterlagen des Arleils konnte eine Nachprüfung nicht vor
Memmen werden. Hier aber gerade liegen die Gründe

den Fehſipruch des Auricher Landgerichks, das in durch
us einſeitiger Weiſe den Belaſtungszengen Glauben

ſchenkte und das die Ausſagen der Entlaſtungszeungen als
unglaubhwürde bei er Urteilsſindung un e üdechtigt

g

die Feſtſtellungen des Landgerichts in zwei Punkten miß
Serſtändlich und ſcheinbar widerſpruchsvoll ſeien. Da je
doch die Möglichkeit beſtände, dieſe Widerſprüche durch
entſprechende Auslegung aufzuklären, ſo mußte er be
antragen, den Reviſionsantrag zurückzuweiſen. Wenn auch
dieſer Antrag jetzt zurückgewieſen worden iſt, ſo iſt damit
der Kampf um das Recht des Lehrers Siebens nicht zu
Ende. Siebens darf überzeugt ſein, daß er dieſen Kampf
nicht allein zu führen braucht. Es iſt demokratiſche Ehren
Pflicht, Mitſtreiter in dieſem Kampfe zu ſein, und alle ge

e

retten
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Anſchriften an den Verlag
in Magdeburg, Breiteweg 1397140.

recht denkenden Menſchen ſollten ſich in die Kampffront
einreihen, um einem Manne Ehre und Anſehen wieder
zu verſchaffen, dem es ungerechtfertigt genommen wor-
den iſt.

Der demokratiſche Führer Koch hat an den Landtags
ahgeordneten, Landgerichtsdirektor Dr. Stendel, Osna-
brück, einen offenen Brief gerichtet, in dem er die Angriffe
Zzurüchweiſt und die Behauptungen widerlegt, die Skendel
in der Landtagsſizung am 15. T ber 1925 zu der
Sträfſache des Lehrers und Gemeind ſtehe Siebens
gemacht hat. Koch weiſt vor allem auf den Wortlaut derRedner richtete die Anfrage an den Regierungsvertreter,

in welchem Umfange denn überhaupt bei der allgemeinen
Landesverwaltung, z. B. in den Abteilungen für Land
wirtſchaft, Domänen und Forſten der Bezirksregierungen,

ſich in leitenden

unhaltbharen Anklage wegen Stit kaufs hin und fragt,
ob wegen dieſes Tatbeſtandes, n ieſer
wäre, ſich irgendwo ſonſt ein objerti
Stagtsanwalt gefunden hätte,
gen Stimmenkaufs erhobe

n er vie
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Anklage we
Gericht das

Kand wirtſchaftlich vorgebildete Beamte
kellen befinden. Miniſterialdirektor Dr. Arnoldi gab Hauptverſahren eröffnet haben

Rationale Erbauungsſtunden im Kino. Seit dem
Fridericus NRex Film hört es nicht mehr auf: alle wollen
ſie die „nationale Konjunktur ausnützen und in der letz
ten Zeit regnet es nur ſo an derartigen Vorführungen:
ein Hindenburgfilm, ein Bismarckfilm, ein Marinefilm,
wieder ein Fridericusfilm und andere ſollen folgen. Scha
de nur, daß wir nicht auch den neuſten Hohenzollernfilm
ſehen:? Wilhelm II in Doorn, der bekanntlich dem Aus
lande nicht vorenthalten bleibt. Aber vielleicht iſt er zu
natürlich Von den „nationglen“ Filmen (das Wort na
tional wird bald ebenſo unbrauchbar ſein, wie das Wort
vaterländiſch, ſeit beide zur Bezeichnung von Parteien ver
wendet werden) kann man das nicht ſagen „Volk in Not
der Hindenburgfilm zeigt den Krieg in ſo harmloſer Wei
ſe, daß er kaum von einem Manover zu unterſcheiden iſt,
der Bismarckfilm hört 1871 auf, wo höfiſche und militäri
ſche Bilder gegen die zivilen zurücktreten, ekwa die vom
Kulturkampf, der Sozialiſtenverfolgung und ſo weiter, und
da würde doch mancher Zuſeher etwas daran finden, be
ſonders wenn es zur Regierung Wilhelm II kam.

Dieſe Filme ſind vielfach ausgezeichnet und wir haben
garnichts dagegen, daß unſere Freunde und andere ſich
dieſe lebenden und doch gefälſchten Bilder zum Amüſement
aänſehen. Wir warnen nur davor, ſich einer künſtlich er
regten Stimmung hinzugeben, hinter der nicht nur geſchichkliche ſondern auch politiſche Abſichten ſtecken de

gut die Filmunternehmer ihre Pappenheimer kennen geht
aus einem Rundfunk hervor, den das Filmhaus Brack
mann den Kinothegtern zuſchickt, um ihnen zu zeigen, wie
ſie den Bismarckfilm propägieren ſollen; da wird empfoh
len, die Beſucher durch Maſſenrabalt an Vereine und dergl.
anzureißen und es werden folgende Gruppen als zur Be
arbeitung geeignet aufgezählt: Ortsgruppen der Deutſche

nationalen Volkspartet, Ortsgruppen der Deutſchen Volks
partei, Ortsgruppen des Wirtſchaftsbundes, Ortsgruppen
der Demokratiſchen Parkei, Deutſcher Offigiersbund, Jung
deutſcher HOrden, Stahlhelm, Bismarckjugend, Ortskartell
des Deutſchen Beamtenbundes, die anderen Beamtenver
eine, Jagd und Schießklub und Schützenvereine, die Krie
gervereine, eine Anzahl von Sportsvereinen Aus die
ſer Liſte läßt ſich manches lernen, unter anderem, daß auch
von den Demokraten erwartet wird, daß ſte auf die Leim
rute fliegen, daß man über die politiſche Einſte
Jugend, Schützen, Sportvereine durchaus im Bilde iſt uſw.

Aber nicht geſchäftliche ſondern auch politiſche Draht
zieher ſtehen hinter den Kuliſſen. So gibt es eine eige
ne Vereinigung, die den Film in den Dienſt rechtsgerich
te da ſtellt und Anteilſcheine dafür ausgibt,

SchSchulen vertrieben werden.
Republik ſich hr ge als ſie
Wir hoffen, daß die republikaniſchen

hörden dieſe Entwicklung aufmerkſam ver
her auch einen Appell an die Demo

ch in unſeren
läßt die fallenſahen
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Albert Thomas beim Gewerkſchaftsring. Der Ber
liner Aufenthalt des Direktors des Jnternationaleng Ar
beitsamtes in Genf, Albert Thomas, ſollte vor allem dazu
dienen, Thomas mit den Spitzen der Behörden ſowie der
wirtſchafts und ſozialpolitiſchen Organiſationen in per
ſönliche Fühlung zu bringen. Bei einer Anterredung, die
Thomas mit R

nie
dem Reichskanzler Dr. Luther, dem Reichs

r des Aeußeren Dr. Streſemann, dem Reichs arbeits
Brauns und dem Reichsbankpräſidenten Dr.

cht hatte gab er ſeiner großen Befriedigung über den
Berliner Beſuch Ausdruck. Mit beſonderer Betonung
ſtellte er feſt, daß er in Berlin eine durchaus Poſitive Ein
ſtellung für die Arbeiten des Jnternationalen Arbeits-
amtes angetroffen habe. Bei den Beſuchen, die Albert
Thomas den Spitzenorganiſationen der deutſchen Gewerk
ſchaften abſtattete, war für ihn beſonders einderug voll der
Beſuch beim Vorſtand des Gewerk ſchaftsringes
deutſcher Arbeiter Angeſtellten und Be
ümtenberbände. Bei dem Beſuch des Hauptverwal
tungsgebäudes der Angeſtellten in BerlinZehlendorf fand
eine eingehende Beſichtigung der Hauptverwaltung
G. D. A. ſtatt. Thomas ſprach ſich über die Organiſation
der deutſchen Angeſtelltenbewegung und ganz beſonders
über den Gewerkſchaftsbund der Angeſtellten ſehr anerken
nend aus. Der Vorſitzende des Gewerkſchaftsri ich
tagsabgeordneter Guſtav Schneider brachte in
grüßungsworten zum Ausdruck, daß die freihei
nale Gewerkſchaftsbewegung in Deutſchland an der
politiſchen Arbeit des Jnternationalen Arbeitsamtes re
gen Anteil nehme. Jm Zeichen der Weltwirtſchaft ſei die
Sozialpolitik der europäiſchen Nationen in internationaler
Zuſammenarbeit zu fördern. Der Vorſitzende des Gewerk
ſchaftsringes betonte, daß die „neutrale Gewerkſchaftsbe
wegung allerdings den lebhaften Wunſch habe, in Zukunft
beim Jnternationalen Arbeitsamt in Genf eine genügende
Vertretung zu finden, denn auch hier ſeien für die interna
tionale Sozialpolitik wertvolle Kräfte vorhanden, die für
die Arbeiten in der Jnternationalen Arbeiterarganiſation
von großer Bedeutung ſeien. Direktor Albert Thomas
anerkannte in ſeiner Antwort die Berechtigung der vom
Gewerkſchaftsring zum Ausdruck gebrachte Wünſche. Er
erklärte, daß er für die Zukunft eine ſtärkere Berückſichti
gung der Angeſtelltenbewegung in der internationalen
Arbeiterorganiſation für erforderlich halte. Ganz zweifel
los ſtände die deutſche Angeſtelltenbewegung und auch die
im Gewerkſchaftsring vereinigten Organiſationen an der
Spitze in der gewerkſchaftlichen Angeſtelltenbewegung
aller Länder
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Verantwortlich für die Redaktion und den Verlag

Ludwig Münz, Magdeburg.
Druck Buchdruckerei der Allgemeinen Zeitung, Delitzſch.
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Großer Preisabbau in Photographien,
Postkartenaufnahmen und Pabßbildern-
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Die Preise sind so viedrig gestellt, daß
gelbst der weniger Bemittelte sich einbestens ausgeſührtes Bild eisten kann.
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Zur Fürſtena
cher e Drei Millionen Mark für die Seitenſprünge des

S J Grafen Anton Günther
S Aus Oldenburg wird dem „Demokratiſchen Zeitungs

dienſt geſchrieben

herzog eine Regelung gefunden worden,
angeſehen werden kann
Staate zugefallen.

möglich eine Auseinanderſetzung mit dem Großherzog
durchſetzte, die von dem Landtag dann gutgeheißen wurde.

Es läuft aber zur Zeit noch ein Streit um die ſoge
V nannte Bentinckſche Hypothek. Das iſt eine etwas merk

würdige Angelegenheit mit folgender Vorgeſchichte Graf
in VBentick heiratete ein uneheliches Kind des Grafen Anton
etthaäſe Günther. Jm Jahre 1854 wurde den Nachfolgern dieſes
öſöſth. unehelichen Kindes bei der Auseinanderſetzung zwiſchen
ſefabrik Staatsvermögen und Fürſtenrecht drei Millionen Mark
burg. zugeſprochen, die als Hypothek eingetragen wurden. Vor
e dem Kriege iſt wiederholt der Verſuch gemacht worden,

die Hypothek abzulöſen. Es war das jedoch nicht möglich,
Denn der Großherzog und die damaligen Miniſter haben
ſich dieſer Ablöſung widerſetzt. Nun aber iſt dieſe Hypo
thek wie alle anderen Hypotheken entwertet und unter
liegt im Höchſtfalle der 25prozentigen Aufwertung. Von

drei Millionen Mark ſind alſo 750 000 Mark geblieben,

dung in
Für das Land Oldenburg iſt ſeiner

Zeit bei der Auseinanderſetzung mit dem früheren Groß
die als befriedigt

Das geſamte Domanium iſt dem
Die damalige Regierung hat im Jn

l tereſſe des Landes richtig gehandelt, indem ſie ſo raſch als

Halle (S.), 30. Januar 19
S

die die braven Oldenburger für die Seitenſprünge des
Grafen Anton Günther nach wie vor bezahlen müßten
Nun ſind aber die Benticks auf den Geſchmack gekommen
und verlangen nach dem Muſter anderer Fürſten, ihrer
Maitreſſen und derer Abkömmlinge die 100prozentige
Aufwertung. Wenn jetzt die Gerichte auf Grund alter
Rechtsſätze und vergilbter Pergamente über dieſe Forde-
rungen urteilen ſollten, ſo führt das nicht zu einem im
Intereſſe der Gerechtigkeit und im Intereſſe des Landes
und des Volkes liegenden Ergebnis. Keinem Volk, am
wenigſten dem verarmten Volke von heute, kann zugemu
tet werden, vermeintliche Rechtsanſprüche an Familien
zu befriedigen, die der Leidenſchaft und dem hemmungs
loſen Sexualleben früherer fürſtlicher Herren und Gewalt
haber entſprungen ſind. So iſt es auch mit der Bentick
ſchen Forderung.

Jn dieſem Sinne hat auch Oldenburg ein ſtarkes Jn
tereſſe an der Regelung der Fürſtenabfindung durch
Reichsgeſetz. Es iſt eigenartig, daß der Vertreter Olden
burgs im Rechtsausſchuß des Reichstages über dieſe Din
ge nicht geſprochen hat. Jſt er von der Oldenburgiſchen
Regierung nicht unterrrichtet worden Es iſt unbedingt
wötig, daß die Oldenburgiſche Regierung ſich über die An
gelegenheit öffentlich äußert. Falls ſie dazu keine Nei

ſolche Erklärung fordern müſſen.

Anleihe und Wirtſchaftspolitik
in Preußen.

Der Hauptausſchuß des Preußiſchen Landtags trat am
Montag in die ſachliche Beratung des am 16. Dezember
vertagten Anleihegeſeßes ein. Dieſes Geſetz verlangt die

e

g. für hrung
g ündungen und ſchließlich

Arbeiterwohnungen auf den Domänen zur Kenntnis
nahme vorgelegt, die vorläufig dem Staatsrat zur vor
beratenden Entſcheidung unterbreitet ſind. Der Ausſchuß
war ſich darin einig, daß man dieſe beſonderen Geſetz

würfe lediglich als Anterlagen für die Verwendung der
ngeforderten Mittel behandle und ſich vorbehalte, bei

Awaiger Bewilligung der Anleiheſumme im ganzen doch
ſpäter die Verteilung der einzelnen Beträge in den Einzel

Geſetzentwürfen geſondert vorzunehmen. Jn der Aus
rache wurde erörtert, ob die Staatsregierung verechtigt

geweſen ſei, ohne Genehmigung des Landtags die bisher
für Fortführung der Bauten verauslagten Beträge zu
zahlen. Rein etatrechtlich wurde das von den Rednern
des Landtags beſtritten
Finanzminiſter Dr. HöpkerAſchoff wies
demgegenüber darauf hin, daß es ſich nur um die Fort
führung von Bauten gehandelt habe, die in der Jnfla
tionszeit begonnen und zu denen die damals bewilligten
Papiermarkbeträge lediglich infolge der plötzlichen Geld

ſentwertung nicht mehr ausgereicht hätten, während die
tatſächlich gezahlten Summen ſich im Rahmen der damals
bewilligten Goldmarkbeträge auch jetzt noch hielten. Auch
ſei der Landtag fortlaufend hierüber ünterrichtet worden.
Trotzdem erklärte er ſich mit einem Antrag des Bericht
erſtatters Siering (Soz.) einverſtanden, der die nach
krägliche Genehmigung der bereits verauslagten Beträge
worſah. Dieſe Jndemnität wurde außer von den Rednern
der Regierungsparteien auch von dem Redner der Deutſchen
miniſter Dr. v. Richter als dem Redner der Deutſchen
Volkspartei gutgeheißen. Die Volkspartei erklärte ſich,
ebenſo wie die Regierungsparteien, auch für die Annahme
der Anleihegeſetze. Der Redner der Deutſchnationalen
lehnte die nachgeſuchte Jndemnität als überſlüſſig ab und
äußerte auch ſtarke Bedenken gegen das Anleihegeſetz, da
man ſowohl de rückliegenden gls auh die neu angefor
derten Beträge durch die bevorſtehenden Einzelkredit
geſetze bewilligen könne. Dieſe Anſicht warde als mit der
Verfaſſung unvereinbar von den Abgg. Dr. Waentig
GSoz.) und Falk (Demokrat, entſcheden betämpft.
Da mehrere Redner eine gena le Kenntnis der preu
ziſchen Wirtſchaftspolitif wünſchten, nahm
Handelsminiſter Dr. Schreiber das Wort zu einer grö-
zeren Rede, in der er eingehende Auskunft über die eige
len Anternehmungen und die Beteiligung des preußiſchen
Staates gab und in der er unter Zuſtimmung der Aus
chußmehrheit feſtſtellte, daß der preußiſche Staat in dieſer
Beziehung nicht ſchlechter geſtellt ſein dürfe als einzelne
Kommunalverbände. Von verſchiedenen Seiten wurde an
Jeregt, einen Weg zu ſuchen, der es der Regierung ohne
ormale Bindung ermögliche, ſolche Wirtſchaftsfragen und
Internehmungen in einem kleineren Kreiſe von Parlamen
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keine ſolcher Lehranſtalt befindet.

legenheit zu geben, ſich mit den einzelnen Unterlagen über
den Verwendungszweck der geforderten Summe vertrauter
zu machen, trat nach längerer Ausſprache eine kurze Ver
tagung ein. Es beſtand Uebereinſtimmung darüber, daß
keine Verzögerung in der Verabſchiedung des Geſetzes her
beigeführt werden dürfe

See
Demokraten und Erwerbsloſenfürſorge. Jm ſozial

politiſchen Ausſchuß des Reichstages wurde die Frage der
Erhöhung der Erwerbsloſenunterſtützungsſätze erörtert.
Die Redner der Sozialdemokratiſchen Partei forderten
eine Erhöhung der Sätze durch den Ausſchuß. Aeber die
Aufbringung der Mittel
ausſchuß ausſprechen.

gung haben ſollte, wird der Oldenburgiſche Landtag eine

Wenn
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Höherſtufung der Kanzleibeamten. Zur 3. Beratung
des Haushaltes 1925 iſt ein von allen Parteien ünterzeich
neter Antrag geſtellt worden, der verlangt, daß ein Teil
der Kanzleibeamtenſtellen bei den Miniſterien von Gr.
V nach VII und bei den übrigen Behörden von V nach VI
umgewandelt wird. Die reſtlichen Stellen ſollen dann im
Haushalt 1926 angefordert werden.

Ortsklaſſenverzeichnis. Der 14. Ausſchuß beſchloß,
beim Reichstagspräſidium anzuregen, den im vorigen
Reichstag zur Nachprüfung des Ortsklaſſenverzeichniſſes
eingeſetzten Ausſchuß wieder neu zu bilden, um die vorlie
genden zahlreichen Petitionen auf Höherſtufung von Orten
zu verabſchieden. Abg. Schuld teSteglitz wünſchte beſ
ſere ſtatiſtiſche Erhebungen und Aufſtellung von Grundſä
tzen für die Einreihung von Orten

Die Dienſtzeit und Urlaubsregelung für die Beam
ten ſtand auf der Tagesordnung des Beamtenausſchuſſes
des Reichstages. Es wurde beſchloſſen, die Materie abzu
ſetzen, damit die neue Regierung zu den Anträgen Stellung
nehmen könne. Aus denſelben Gründen wurde auch die
Beſchlußfaſſung über die Zahlmeiſterfrage zurückgeſtellt.
So wirkt ſich die durch die Flucht der Deutſchnationalen
aus der Verantwortung geſchaffene Regierungskriſe zum
Nachteil der Beamten aus.

e

Magdeburg, den 30. Januar 1926.
Verdiente Ehrung! Mitte Dezember hat der Ma

giſtrat beſchloſſen, die Straße 2 zwiſchen der verlängerten
Bürgerſtraße und Hindenburgſtraße die Bezeichnung

Hugo Preuß Straße Szu geben.
Nunmehr hat der Magiſtrat beſchloſſen, dem zwiſchen

Adelheid und Editharing, Kölner- und Olvenſtedterſtraße
gelegenen freien Platz an der Wilhelma die Bezeichnung

Damaſchkeplatz
zu geben.

Dr. Eckener ſpricht am Sonntag den 31. Januar
vormittags 11 Uhr im Zirkus, Walter Rathenauſtraße.
Der Führer des Z. R. 3 wird von der Amerikafahrt des
L. 3. 126 berichten.

De
Neue Vorſtandsmitglieder der Deutſchen De

rtet. Jn der letzten Vorſt itzung
ratiſchen Partei wurden als Vorſtar

hinzugewählt: Oberbürgermeiſter BößBerlin, Reichstags
abgeordneter Lemmer, Chefredakteur Georg Bernhard, Dr.
Martin Garbe, Chefredakteur Dr. Guſtav Stolper, Direk
tor J. Stern, Uhrmacher Krell, Magdeburg, Dr. Leon
Zeitlin.

Bezirk Magdeburg
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herangezogen werden
müßten, die Stellungnahme der Regierung abwarten.

Demokraten und Beamtenbildung. Beim Abſchluß
der Haushaltsberatung im Reichstag wurde eine Entſchlie
hung der Demokratiſchen Reichstagsfraktion angenommen,
nach der die Reichsregierung erſucht wurde, die Beamten
bildungsbeſtrebungen mehr als bisher zu fördern. Durch
weitgehende Abordnungen von Beamten zu Spezialkurſen
vorhandener Lehrſtätten und durch vorübergehende Be
ſchäftigung von auswärtigen Beamten an Orten mit Ver
waltungsakademien uſw. ſind Fortbildungsmöglichkeiten
für Beamte geſchaffen, an derem dienſtlichen Wohnſitz ſich

Ferner ſind in. Städten
mit größerem Beamtenperſonalbeſtand durch Heranziehung
geeigneter Beamten und Univerſitätslehrer beſondere An
terrichtskurſe in Anlehnung an die Lehrpläne der Verwal
tungsakademien zu ſchaffen. Beamten, die ſolche Fortbil
dungsmöglichkeiten mit Erfolg benutzt und im Dienſt ſich
bewährt haben, iſt Gelegenheit gegeben, in ſchwierigeren
Dienſtpoſten ſich zu betäkigen, in denen ihre gewonnenen
Kenntniſſe nutzbar gemacht werden können. Hierbei dürf
te ſich die Einrichtung von Hilfsdezernaten und die Heran
ziehung von mitteren Beamten zur Vertretung von Lei
tern der Lokalbehörden und von Referenten in den Zen
tral und Provinzialbehörden empfehlen.

Einſtufung der Penſionäre. Der Unterausſchuß des
Hauptausſchuſtes des Reichstages befaßte ſich kürzlich noch
mals mit den Anträgen der DVP, DDP und des Zentrums
über die Einſtufung der Penſionäre, die vor dem 1. April
1920 in den Ruheſtand getreten ſind. Die Abſtimmung
wurde ausgeſetzt, um eine Erklärung der neuen Regierung
entgegenzunehmen. Die nächſte Sitzung dieſes Ausſchuſſes
wird ſich mit der Frage des Wohnungsgeldzuſchuſſes an
die Penſionäre befaſſen.

Beförderung älterer Veamten. Der Antrag des Abg.
Schuld tSteglitz (Dem.), die Verordnung aufzuheben,
wonach Beamte, die kurz vor ihrer Penſionierung ſtehen,
nicht mehr befördert werden ſollen, wurde im 14. (Beam
ten) Ausſchuß angenommen. Die Regierungsvertreter

ariern förtlaufend zu erörtern. Am dem Ausſchuß Ge

D. D. P. (Geſchäftsführender Ausſchuß.) Sitzung
Montag den 8. Februar, abends 8 Uhr in der Geſchäfts
ſtelle.

D. D. P. (Stammtiſch.) Dienstag den 2. Februar
abends 8 Ahr: Hotel „Weißer Bär“, Weinfaßſtraße 6.
Mitglieder und Freunde herzlich willkommen

Stadtteilsgruppe Altſtadt: Mittwoch den 3. Februar
abends 8 Uhr Hauptverſammlung im „Belvedere“,
Fürſtenwall 5. Redner: Reichstagsabgeordneter Zieg-
le r. Anſchließend gemütliches Beiſammenſein und Tanz.
Gäſte willkommen!

Gruppe Magdeburg. Sonntag den 7. Februar vor
mittags 11 Ahr in der Freundſchaft, Prälatenſtr. 32.
Referat über die politiſche und wirtſchaftliche Lage.
Redner vorausſichtlich Staatspräſident a D. Hummel.
Wir bitten unſere Mitglieder, dieſe Verſammlung zu be
ſuchen. Freunde unſerer Partei ſind herzlichſt willkommen

um
Magdeburg. Schon wieder haben wir den Tod

eines Mitgliedes zu beklagen. Herr Kaufmann R o ga
Zzinski iſt nach kurzem Krankenlager verſtorben und am
Sonntag zur letzten Ruhe getragen worden. Wir verlieren
einen treuen Anhänger, deſſen Andenken von uns be
wahrt wird.

D. D. P. Magdeburg. Die Ortsgruppe hielt am ver
floſſenen Sonnabend einen gut beſuchten Familienabend in
den Räumen des „Hohenzollernparkes“
abgeordneter Dr. Bohner gab einen intereſſanten Be
richt über ſeine Reiſeeindrücke in Norwegen
ladung der DeutſchNorwegiſchen Geſellſchaft hat Herr Dr.
Bohner in Stavanger mehrere Vorträge gehalten.
Aufnahme in Norwegen war eine ſehr herzliche und glaubt
Herr Dr. Bohner,
Deutſchtums im Auslande und zu dem Anſehen der jungen
deutſchen Republik weſentlich beigetragen haben. Der Vor
trag wurde mit ſtarkem Beifall aufgenommen. Die Pau
ſen wurden ausgefüllt durch muſikaliſche
Das von Mitgliedern des Magdeburger Schauſpielvereins
ausgeführte Luſtſpiel
haften Beifall.

ab. Landtags

Auf Ein
Die

daß ſeine Reden zur Stärkung des

Darbietungen.

„Mein Vetter Eduard fand leb
Die Mitglieder blieben noch auf einige

ſagten Entgegenkommen zu. f rohe Stunden beiſammen.



Herausgegeben von Botſchafter z. D. Graf Bernſtorff

Landesverband Anhalt. Unter ſtarker Beteiligung
tagte am Sonntag, den 17. Januar, in Bernburg der
Landesparteitag der anhaltiniſchen Demokraten. Jn den
geſchäftsführenden Vorſtand wurden gewählt Bankdirektor
Lux, Handelskammerſyndikus Dr. Rauſch und Juſtiz-
rat Dr. Aſche r, ſämtlich aus Deſſau. Dem Vorſtand ge
hören an: Dr. CohnDeſſau, ZierotheCöthen, Dr.
Naumann Coöthen, FrickeCöthen, Beſhnidt-
Bernburg, Dr. SchwarzeBernburg, LeviBernburg,
Kühne-Zerbſt, Dr. Bück-Roßlau, Richter Cos
wig, Gerlach Harzgerode, Hermann- Harzgerode und
Kroöter- Deſſau Außerdem wurden in den Vorſtand
delegiert: Staatsminiſter Dr. Weber, Bürgermeiſter
Heſſe-Deſſau, Studiendirektor Lohmann CEöthen,
ſowie Medizinalrat Dr. MathiasBernburg. Jn den
Parteiausſchuß der Geſamtpartei wurde Dr. Rauſch
Deſſau gewählt.

Die Sondertagungen verliefen ſehr gut. Staats
miniſter Dr. Weber ſprach über „Sied lung un d
Pachtacker.“ Redner behandelte eingehend die Sied-
lung im Freiſtaat Anhalt.

Zur Neuſied lung hat Anhalt zwei Einrichtungen
getroffen das gemeinnützige Siedlungsunternehmen und
den Landlieferungsverband. Erſtere beſchäftigt ſich mit
Kleinſtedlungen, letztere ſoll größere Güter freihändig auf
kaufen und verteilen.

Jn der Landpachtfrage ſtrebt das Miniſterium
die Friedenspachtſätze an. Jedoch ſoll dies wohlwollend
geſchehen

Die Gewerbeſteuer behandelt in einer Sondertagung
Syndikus Dr. Rauſch. Der Redner erörterte die wich
tigſten Beſtimmungen, ſchälte die Härten heraus und zeigte
dann den Weg zur Beſſerung:

1. Schulden können nicht als Betriebskapital verſteuert
werden.

2. Ladenmiete darf nicht kapitaliſtert und dann zum Be
triebskapital gerechnet und verſteuert werden.

3. Kleinere Betriebe müſſen ſteuerlich geſchont werden.
Jn der lebhaften Ausſprache kam zum Ausdruck, daß

die Gewerbeſteuer als Sonderſteuer für das Gewerbe ab
zulehnen ſei. Nur die Not des Staates laſſe ſie recht
fertigen

Jn einer Beamtenverſammlung behandelte Dr.
Schwarze die Forderungen der Beamten. Die Rechts
parteien ſind der Beamtenſchaft ſtets feindlich geſinnt.
(Jnuflationshetze! HugenbergStinnesPreſſe! Aufblähung
des Beamtenkörpers!) Nur zur Wahlzeit buhlt man um
die Gunſt der Beamten. Durch das Beamtenrätegeſetz wird
den Beamten Mitwirkung bei der Verwaltung gewährt.
Wir fordern weitere Sicherung der Beamtenrechte und der
auskömmlichen Beſoldung. Beamtenwohl iſt
Staatswohl! An den Beamten iſt es, alle Zer
ſplitterungsbeſtrebungen zu unterbinden und nach „Einig
keit und Recht und Freiheit zu ſtreben. Die mit ſtar
kem Beifall aufgenommenen Ausführungen Dr. Schwarzes
löſten eine große Ausſprache, in der beſondere Wünſche
u. a. zum Schutz der auf republikaniſchem Boden ſtehenden
Beamten rechtliche Sicherſtellung auch der weiblichen Be
amten, Verminderung der Beſoldungsgruppen, zum Aus
druck kamen.

In ſämmtlichen Sondertagungen wurden kleine Gruppen
gebildet, mit denen der Vorſtand und die Fraktion bei
der Beſprechung einſchlägiger Fragen Fühlung nehmen
werden, um ſo ſtets bis ins Einzelnſte über die Meinung
der Parteifreunde im Lande unterrichtet zu ſein.

Deſſau. D. D. P. Die Ortsgruppe hielt am Donners
tag, den 21. Januar, die Jahreshauptverſammlung ab,
die gut beſucht war. Dr. Rauſch wies bei der Eröffnung
auf die Wiederkehr der Reichsgründung hin und ſchloß
mit einem begeiſternd aufgenommenen Hoch auf das
deutſche Vaterland. Landtagsabgeordnete Lohmann-
Cöthen gab den Bericht des Parteitages. Der Geſamt-
vorſtand wurde mit einigen Ergänzungen wiedergewählt.
Mit der Aufforderung, für die Partei zu werben, fand
die intereſſant verlaufene Verſammlung ihr Ende.

Nächſte Verſammlung 11. Februar. Lichtbildervortrag
von Dr. Mathias-Bernburg.
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Slebert Wrbacn Magdehurg.
JImhgher: Richard Siehert

Große Münzſtraße 16.
Kolonialwaren Konſerven Delikateſſen

Wein und Spirituoſen.Spezialitäten. Rheiniſches Apfelkraut Weineſſig
Frankfurter Apfelwein von Adam Vachkles.

Lieferung frei Haus.
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M. d. B. und Senator a. D. Dr. Stubmann.

Trei-Werk Verlag G. m. b. H., Hamburg 11.
Bezugspreis: Vierteljährlich 4 RM. auch

Bezirk Halle.
Die Großſtadtpoligei und ihre Arbeit. Das Polizei

präſidium Frankfurt a. M. hat einen Film hexrſtellen Iaſ
ſen, der einen Teil der Tätigkeit der Schutzpolizei und der
Kriminalpoligei zeigt, mit dem Zweck, dieſe Tätigkeiten
dem Publikum näher zu bringen und verſtändlich zu ma
chen. Dieſer Film, welcher den Titel „Die moderne Groß
ſtadtpolizei trägt, wird in der Zeit vom 4. bis 10. Fe
bruar 1926 in Halle im „E. T.“ Lichtſpielhaus, Gr. Alxich
ſtraße, zur Vorführung kommen.

Da der Film zweifellos geeignet iſt, das Verſtändnis
des Publikums für die Aufgaben der Polizei zu fördern
und ſo zu einem gedeihlichen Zuſammenarbeiten beizu
tragen, können wir unſeren Parteifreunden und Leſern den
Beſuch der Vorführüngen nur empfehlen. Der Film bietet
folgende Darſtellungen der Aufgaben der Großſtadtpolizei

und ihrer Arbeit:
Die Schutzpolizei. Der Polizeihund Jm

Polizeipräſidium. Schwer und vielſeitig iſt der Be
ruf des Polizeibeamten. Für die Anſtrengungen
und Gefahren ſeines Berufes muß er ganz beſonders
ſeinen Körper ſchulen. Jiu- Jitſu, die Selbſtver
teidigung. Die Zeitlupe offenbart die Technik des
Jiu Jitſu Griffes. Der Verkehrspoſten.
Straße frei. Das Ueberfallkommando. Einbruch.
Aus der Tätigkeit der Kriminalpolizei. Die
Lehrſchmiede des Kriminalbeamten Das Kriminal
muſeum. Spieltiſche. Falſchmünzerei. Taſchen
diebe. Jm Scheunenviertel. Polizetpräſidium.

Der Erkennungsdienſt. Fingerabdrücke. Beim
Polizeiphotographen.
Wie die Technik bei dem Erkennungsdienſt wichtige

Helferin des Kriminalbeamten iſt, ſo iſt ſie von eben
ſolcher Bedeutung für die Mordkommiſſion, die ausge
rüſtet mit den modernſten Einrichtungen zur Sicherung der
Tatortſpuren Tag und Nacht bereit iſt, ihre ſchwere und
verantwortungsvolle Aufgabe zu erfüllen.

Deutſche Friedensgeſellſchaft e. V., Ortsgruppe Halle.
Der in der Mitgliederverſammlung am 22. d. Mts. neuge
wählte Vorſtand ſetzt ſich wie folgt zuſammen Vorſitzender:
Habicht; Schriftführer: Wege, Weil, Kaſſierer: Frau
Grauert, Frau Merſeburg; Beiſitzer: Rechsanwalt Bock,
Klemich; Beiſitzer mit beratender Stimme Möller (als
Vorſitzender des Friedenskartells). Ausgeſchieden iſt Frau
Gräfin Dohna wegen ihres Wegzuges von Halle. Der
Beitrag für 1926 wurde auf vierteljährlich mindeſtens eine
Mark feſtgeſetzt. Die Mitkgliederverſammlungen finden
jeden dritten Montag im Monat im großen Zimmer des
„Schwarzen Bären“ ſtatt.

Der Vorſitzende gab einen Ueberblick über das abge
laufene Geſchäftsjahr und legte einen Arbeitsplan für die
nächſten Monate vor. Die Entwicklung der Ortsgruppe
iſt zufriedenſtellend.

Bitterfeld. Hauptverſammlung der hieſigen Orts
gruppe der D. D. P.) Am 22. Januar hielt die hieſige
Ortsgruppe ihre diesjährige Hauptverſammlung ab.
Nach dem durch den Schriftführer erſtatteten Jahresbericht
wurden im Jahre 1925 9 Mitgliederverſammlungen und
7 Vorſtandsſizungen abgehalten. Außerdem wurde ein
Kreisparteitag abgehalten. An Vorträgen wurden ge
boten: „Soziale Organiſationen und Neutralität“ ſowie
„Das Weſen der Hilfsſchule, ihre Bedeutung und die Not
wendigkeit ihrer Einrichtung“. Dann handelte es ſich um
die letzten Kreistags und Provinziallandtagswahlen, um
die Wahlen zum Reichspräſidenten, Berichte über die ver
ſchiedenen Vorſtandsſitzungen des Bezirksverbandes in
Halle u. a. Bei den letzten Kreistagswahlen hatten wir
eine beſondere Liſte aufgeſtellt und iſt es gelungen, zwei

Der iſt nicht ſtark,
der in der Not nicht feſt iſt.
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meindeoberſekretär Meyer-Holzweißig) in den Kreistac
zu wählen. Der Schatzmeiſter gab den Kaſſenbericht. Be
den nun vorgenommenen Vorſtandswahlen wurden faſt alle
Mitglieder des engeren und erweiterten Vorſtandes wie
dergewählt. Dann nahm die Verſammlung Stellung zu
einem von der hieſigen Ortsgruppe des Reichsbanners
„SchwarzRotGold“ eingegangenen Schreiben In dieſem
werden die in dieſem Jahr ſtattfindenden größeren Ver
anſtaltungen des Reichsbanners mitgeteilt, wovon ein an
13. Juni ſtattfindendes größeres Sommerfeſt und die am
T. und 8. Auguſt feſtgeſetzte Verfaſſungsfeier des Gaues
Halle in Bitterfeld zu nennen ſind. Der Zweck des Som-
merfeſtes iſt der, möglichſt die geſamte republikaniſche Be
völkerung dazu zu vereinigen. Die Verſammlung be-
ſchloß einſtimmig, ſich offiziell an dem Sommerfeſt zu be
teiligen. Für die am 17. Februar ſtattfindende näligen ſende nächſteMitgliederverſammlung ſoll der Vorſitzende des Wenn

verbandes, Amtsleiter Fr. RenkerHalle, zu einem Vor-
trag gewonnen werden. Je K.

Die Bezeichnung „Frau“. Die von Helene Lange und
Gertrud Bäumer herausgegebene Monatsſchrift Die Frau
macht darauf aufmerkſam, daß die Bezeichnung „Frau“,
was vielfach nicht bekannt iſt, in den meiſten deutſchen
Ländern ohne weitere Formalität auch von Unverehelich
ren geführt werden kann. Früher wurde auf Geſuche eine
ausdrückliche Genehmigung zur Führung dieſer Bezeich
nung erteilt. Hamburg hat dieſes ſtillſchweigende Gelten
laſſen erſt vor kurzem beſchloſſen; Sachſen erkennt an,
daß die Behörden es bei großjährigen Anverheirateten
nicht zu beanſtanden haben, ſofern keine offenbare Ab
ſicht der Däuſchung über den Familienſtand vorliegt
Das Preußiſche Miniſterium des Jnnern iſt der gleichen

Kandidaten (Stadtrat G. Dietrich- Bitterfeld und Ge
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Auffaſſung; es hat ſchon in einer Verfügung uniig; es h gung vom Juni1919 anläßlich eines Einzelfalles beſtimmt: Die Sein

nung „Frau“ für Angehörige des weiblichen Geſchlechtesiſt nicht gleichbedeutend mit „Ehefrau“. Sie d en
eine Perſonenſtandsbezeichnung,

könnte. Es kann deshalb auch keiner ledigen Frau verwehrt werden, ſich „Frau“ zu nennen.“ e We dieſen

Erklärungen wird aber ein Recht auf die Führung der
Bezeichnung „Frau“ nicht begründet. Es bleibt der Sitte
überlaſſen, ſie allgemein üblich zu machen.
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Aeuge Bächer
„Blühender Blödſinn“, 1000 Witze von Ern i280 Seiten, Titelbild von Koho Be er

3.50 Mark. Max Heſſes Verlag, Berlin W 15.

Ein gutes Witzbuch iſt ſelten i inem Titel alle Ehre. e s wie e t n
Aue ſchlagend, mit fein herausgearbeiteter Pointe. Der

utor hat, wie er angibt, ſeine Witze auf zwanzigjährigen Be
rufsreiſen an Stammtiſchen, im Eiſenbahnabteil, auf Wander
touren, an Bord des Schiffes, im Kaffeehaus, auf Feſtlichkeiten,
in den Garderoben der Kabaretts und Varietes geſammelt.
Man kann ſich darnach unge ähr denken iz welch men et Witzes e en patet n ennge
guten, herzerquickenden Humors, die ſich und anderen röhliche
S l re bereiten wollen, ſeien auf dieſes ſtige Sia hinge

Wer dem Vaterlande nützen will,
W

Jeden Sonntag
e

Anſchließend

Tee nen
e

Günsgele Dezugsquslte M e

l i S

für Einigkeit, Recht und Freiheit eintritt,
der reicht zur gemeinſamen Arbeit
allen Gleichgeſinnten die Hand.

Zur Aufnahme meldet ſich.

Name e
für Sohl, Oberleder u. ſämtliche Senane

SchuhmacherBedarfsartikel

e Beruf: e
Dienstag, den

Februar 1926: Redoute.

gegendor der Dreiengelftr.

Peiſer

Jhre

in unſerer Zeitſchrift aufzugeben

Sind deine Schuhe dir eit2

I Serrenſohlen 2.60 SHerrenabſäge 0.90
Damenſohlen 1.75 Damenabſäse 0.75

a. Ago (Klebeverfahren) für Straßen u. t
GSeſellſchaftsſchube- Pompadonrabfäse

(Ausgefüllt einzuſenden an die

Deutſche Demokratiſche Partei
für den Bezirk Halle,

Halle, Leipziger Straße 21;
für den Vezirk Magdeburg-Anhalt,
Magdeburg, Breſter Weg Nr. 139/140

noch ein Teil des Na
mens, noch ein Titel, der verliehen werden müßte oder

Landtagsabgeordneter
Jordan teilt uns mit, daß er von der Wirtſchaftspartei

ufg niederzulegen.Auch ſei die Behauptung, daß Jordan von der Wirtſchafts
partei vollſtändig kaltgeſtellt worden, dem Hirn des Mag
deburger Gaſtwirtes entſprungen, der durch Verbreitung
ſolcher oder ähnlicher Gerüchte immer noch glaubt, das

Preis gebunden

meinem

Ils er beh

heugung m

ſühlle, daß

ſocte ihn

t wuchs

n Deutſc

ſnkten Kö

on Weſtar

ſoh, wecte

Tribünen

ſändnis, u

ſeit und Le

ind vom

Angriff gil

ſtumm in

n einſtig
wieder, z

Pichstags

ſteunden

Hans Lut
t die di

ſt immer

ſümmt; un

Nes Erſte

vativen ode

n. Man
ſanzler n

And L
hit kundte

ne Naſen

Auf ihn ge

Kwonnen,

ſanpfe di

ten der

Mähigune

in neuen




	Politischer Wegweiser für Freiheit und Vaterland
	Jahr
	Monat
	Tag
	[Nu]mmer 5
	[Seite 1]
	[Seite 2]
	[Seite 3]
	[Seite 4]
	[Colorchecker]
	Beilage
	[Seite 5]
	[Seite 6]







